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aber auch der nötige politische Rückhalt. Wo Mitglieder 
der Polizei selbst zur Gefahr für den demokratischen 
Rechtsstaat werden, muss konsequent eingeschritten 
werden; wo sie zu Unrecht bei der Ausübung ihrer Auf-
gaben angegriffen oder unter Generalverdacht gestellt 
werden, haben sie Anspruch auf die Solidarität der Politik. 

Verteidigung der Meinungsfreiheit und  
Abwehr systematischer Desinformation
Die Gegner der Demokratie berufen sich in der Regel 
auf die Rechte, die ihnen die Demokratie einräumt, 
insbesondere auf die Meinungsfreiheit. Tatsächlich ist 
die Freiheit der Andersdenkenden ein Wesensmerkmal 
liberaler Demokratien. Dazu gehört auch die Freiheit, 
die bestehende politische und wirtschaftliche Ordnung 
infrage zu stellen. Der öffentliche Meinungsstreit soll nicht 
beschnitten werden, soweit er die Grenze zu Straftaten 
(Beleidigung, Volksverhetzung) nicht überschreitet. 
Diese Grenze hat das BVerfG in zahlreichen Urteilen 
präzise definiert. 

Eine neue Herausforderung für die Demokratie bilden 
Propagandanetzwerke autoritärer Staaten, die unter 
Berufung auf die Pressefreiheit systematische Des-
information und Manipulation der öffentlichen Meinung 
betreiben. Hier würde es helfen, die Grenze zwischen 
Journalismus und Propaganda klarer zu markieren. 
Zudem sollten die staatlichen Mittel für die Aufdeckung 
von Desinformationskampagnen und die Richtigstellung 
von „Fake News“ erhöht werden. Diese Aufgabe sollte 
allerdings vornehmlich von unabhängigen gesellschaft-
lichen Institutionen wahrgenommen werden. Es ist nicht 
Aufgabe der Exekutive, über den Wahrheitsgehalt von 
Informationen zu richten. 

 
3.4.3 Politische  
Bildung

Schulen müssen als demokratische Lernorte gestärkt 
werden. „Demokratie lernen“ bedeutet mehr als reine 
Wissensvermittlung im Sinne traditioneller Staats-
bürgerkunde. Es geht vor allem um das Einüben aktiver 

Beteiligung und eines zivilen Umgangs mit divergie renden 
Interessen und Meinungen. Politische Bildung im Sinne 
von „Demokratie lernen“ (nicht zu verwechseln mit 
dem Einimpfen bestimmter politischer Über zeugungen) 
muss bereits im Kindergarten und in der Schule begin-
nen und für Erwachsene weitergeführt werden. In die-
sem Zusammenhang sollte geprüft werden, wie das 
baden-württembergische Bildungszeitgesetz verstärkt 
für demokratische Bildung genutzt werden kann.

 
3.4.4 Kommunale Selbstverwaltung  
und aktive Bürgergesellschaft

Gelebte Demokratie ist die beste Versicherung gegen 
politischen und religiösen Extremismus. Sie lässt sich 
vor allem auf kommunaler Ebene verwirklichen. Auch 
deshalb muss die kommunale Selbstverwaltung als 
„Wiege der Demokratie“ gestärkt werden. Gleiches gilt 
für die vielfältigen Aktivitäten einer aktiven Bürger-
gesellschaft, die sich selbstbewusst an den öffentlichen 
Angelegenheiten beteiligt. Bürgerbewegungen sind 
nicht per se gegen Extremismus immun. Oft vertreten 
sie auch nur partikulare Interessen mit besonderer 
Vehemenz. Sie sind dennoch unverzichtbare Lernorte für 
demokratisches Handeln und politische Mitbestimmung  
(  4.3 Herausforderung: Demokratische Partizipa tion 
auf kommunaler Ebene, S. 90).

Kapitel 3 Innere Sicherheit
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Öffentliche 
Institutionen und 
gesellschaftlicher 
Zusammenhalt

Der gesellschaftliche Zusammenhalt ist zu einem 
Schlüsselthema der öffentlichen Debatte geworden. 
Nach einer Umfrage, die der Paritätische Wohlfahrts-
verband50 im August 2018 präsentierte, machen sich 
mehr als 90 Prozent der Bevölkerung Sorgen um den 
sozialen Zusammenhalt in Deutschland, mehr als ein 
Drittel sogar große Sorgen. Verantwortlich dafür, so der 
Paritätische Wohlfahrtsverband, sei die zunehmende 
soziale Spaltung, die die Menschen verunsichere und für 
den Aufstieg rechtsextremer Parteien verantwortlich sei.

Dieser Befund steht in auffälligem Gegensatz zu den 
bislang vorliegenden Studien zum bürgerschaftlichen 
Engagement und zum sozialen Zusammenhalt in Deutsch-
land. Im Jahr 2017 präsentierte die Bertelsmann Stif-
tung eine Studie51, in der festgestellt wurde, dass der 
gesellschaftliche Zusammenhalt in Deutschland sogar 
zugenommen habe. „Allen öffentlichen Unkenrufen zum 
Trotz ist es um den gesellschaftlichen Zusammenhalt in 
Deutschland gut bestellt“, so die Bertelsmann Stiftung.52  
Kritisiert wurde auch in dieser Studie insbesondere 
die soziale Ungleichheit in Deutschland und ein vor 
allem wirtschaftlich begründetes Ost-West-Gefälle.  

50  Vgl. Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtverband e. V.: 
Brücken bauen: Potenziale des Sozialen. Paritätisches Jahresgutachten 
2018.

51  Vgl. Bertelsmann Stiftung: Sozialer Zusammenhalt in Deutschland. 
Gütersloh 2017.

52  Bertelsmann Stiftung: Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland 
besser als sein Ruf. Pressemitteilung vom 11. 12. 2017.

Zu ähnlichen Ergebnissen kamen eine Umfrage des 
Stifterverbandes53 zur Zivilgesellschaft aus dem gleichen 
Jahr und der regelmäßig, zuletzt 2014, durchgeführte 
Freiwilligensurvey54 zum bürgerschaftlichen Engagement 
in Deutschland. Demnach ist das freiwillige bürger-
schaftliche Engagement in Deutschland stark ausgeprägt 
und es scheint sich sogar im Aufwind zu befinden. Die 
Helferbewegung, die in Deutschland 2015 im Zuge der 
Flüchtlingskrise entstanden ist, hat die große Vitalität 
der Zivilgesellschaft in Deutschland eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt.

Aber auch in diesen Studien gibt es deutliche Hinweise 
darauf, dass sich die assoziativen Grundlagen unserer 
Gesellschaft grundlegend verändern. Bürgerschaftliches 
Engagement hat zwar zugenommen, aber gleichzeitig 
haben sich Tätigkeitsspektrum und Organisationsformen 
gewandelt. Feste, dauerhafte Bindungen an Vereine, 
Verbände und Parteien verlieren an Bedeutung, wäh-
rend sich neue, flexiblere Formen des Engagements 
herausbilden. Wenn die Zivilgesellschaft den „Zement 
der Gesellschaft“ bildet, dann wird dieser Zement derzeit 
neu zusammengesetzt. Allerdings ist noch unklar, wie 
bindungsstark und dauerhaft der neue „Zement“ der 
Gesellschaft ist.

Die einschlägigen Umfragen und Studien sind in ihrer 
Widersprüchlichkeit ein Spiegelbild der allgemeinen 
Wahrnehmungen und öffentlichen Debatten. Immer 
wieder stößt man auf das diffuse Gefühl, dass sich in 
unserer Gesellschaft etwas verändert, das man nur 
schwer fassen und auf den Begriff bringen kann. Der 
Wandel betrifft das dörfliche Zusammenleben wie die 

53  Priemer, Jana / Krimmer, Holger / Labigne, Anaël: Vielfalt verstehen. 
Zusammenhalt stärken. Stifterverband, ZiviZ-Survey 2017.

54  Simonson, Julia / Vogel, Claudia / Tesch-Römer, Clemens (Hg.):  
Freiwilliges Engagement in Deutschland. Der Deutsche Freiwilligensurvey 
2014. Heidelberg 2017. 
 

Öffentliche Institutionen sind stabilisierende Anker-
punkte gerade in Zeiten stürmischen Wandels. Sie 
gewährleisten Kontinuität inmitten grundlegender 
Veränderungen, ermöglichen politische, soziale und 
kulturelle Teilhabe und sind als Gemeinschaftsgüter 
symbolische Repräsentationsorte der demokratischen 
Republik. Öffentliche Institutionen dienen der Daseins-
vorsorge, stiften Vertrauen in den Staat und schaffen 
Begegnungsräume für eine kulturell und sozial immer 
vielfältigere, vielfach auch fragmentierte Gesellschaft. In 
der Summe stärken sie die Resilienz des demokratischen 
Gemeinwesens gegenüber krisenhaften Veränderungen, 
seine Innovations- und Anpassungsfähigkeit ebenso 
wie den gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Die Kommission befasst sich mit öffentlichen Institu-
tionen – entsprechend ihrem Auftrag – vor allem aus 
der Perspektive, welchen Beitrag sie als Produzen-
ten von Sicherheit und Zugehörigkeit in einer Periode 
rapider Veränderungen spielen. Es geht hier um ein 
Querschnittsthema, das sowohl die klassischen Fragen 
innerer Sicherheit (Recht und Ordnung) als auch den 
Bildungssektor und die Institutionen sozialer Sicherheit 
übergreift, die in diesem Bericht behandelt werden. 
Dabei gehen wir von einer dreifachen Signifikanz öffent-
licher Institutionen für die Demokratie aus: Sie sind 
Orte politischer Partizipation, sie ermöglichen soziale 
Teilhabe und sind zugleich Formen der symbolischen 
Repräsentation der demokratischen Republik. 

Öffentliche Institutionen und aktive BürgergesellschaftKapitel 4
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4.1 Herausforderung:  

Trendumkehr bei den  

öffentlichen Investitionen 

Die öffentliche Infrastruktur umfasst die technischen 
Netzwerke einer Gesellschaft – Stromnetze, Wasser- und 
Abwasserversorgung, Verkehrswege, Datenautobah-
nen – ebenso wie die soziokulturellen Institutionen in 
öffentlicher Trägerschaft, also Schulen, Kindergärten, 
Universitäten, Theater etc. Sie ist von entscheiden-
der Bedeutung für die Funktionsfähigkeit moderner, 
arbeitsteiliger Gesellschaften wie für die Legitimation 
des demokratischen Staates in den Augen der Öffent-
lichkeit. Diese wird nicht nur durch das Prinzip der 
demokratischen Repräsentation garantiert, sondern 
ebenso durch die Leistungsbilanz des Staates für seine 
Bürgerinnen und Bürger. 

In nahezu allen Industriestaaten finden sich ähnliche 
Infrastrukturkonzepte. In den USA werden Dienst- 
leistungen wie beispielsweise Energie- oder Wasser- 
versorgung „universal service (obligations)“ genannt, 
in Groß britannien spricht man vom „public service“. 
Dennoch bleibt die deutsche Variante unter den inter-
nationalen Infrastrukturkonzepten eine Besonderheit: 
Im Konzept der Daseinsvorsorge verbindet sich der 
Vorsorge- mit dem Teilhabegedanken – Versorgung mit 
und Teilhabe an öffentlich bereitgestellten Gütern und 
Dienstleistungen. Darüber hinaus verband sich seit den 
1950er-Jahren der Infrastrukturausbau mit dem politi-
schen Leitbild der Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse. Auch Menschen in struktur schwachen 
Regionen wurde die Teilhabe an den Errungenschaften 
des Wohlfahrtsstaats (Bildung, Gesundheitsversor-
gung, soziale Sicherung, Mobilität) über einen flächen-
deckenden Ausbau öffentlicher Infrastrukturangebote 
zugesichert. Die Bezeichnung „öffentlich“ heißt nicht 
zwangsläufig, dass diese Güter von staatlichen Trägern 
bereitgestellt werden; seit den 70er-Jahren werden sie 

auch zunehmend von privaten Unternehmen erbracht. 
So oder so hat der Staat eine Gewährleistungspflicht 
für die öffentliche Infrastruktur.

Welche Güter und Dienstleistungen zur staatlichen 
Daseinsvorsorge gehören, ist jedoch nicht abschließend 
definiert, sondern Gegenstand dauernder Aushandlungs-
prozesse. Mit der in den 1980er-Jahren einsetzenden 
Phase der Privatisierung öffentlicher Dienstleistun-
gen, der Sparpolitik bei den öffentlichen Investitionen 
und des New Public Managements sind zunehmend 
Versorgungslücken dort entstanden, wo die Angebote 
nicht wirtschaftlich waren. Dies hat zu einer räumlichen 
Polarisierung der Gesellschaft in „Zonen der Bevorzugung 
und der Benachteiligung“ geführt. Vor allem periphere 
ländliche Räume sind betroffen von Abwanderung, 
Alterung und dem Abbau sozialer Infrastruktur (z. B. 
Ausdünnung allgemeinbildender und beruflicher Schulen, 
Schließung von Krankenhäusern und Schwimmbädern, 
schlechtere Nahversorgung). Damit wurde der Trend zur 
Abwanderung von jungen, gut qualifizierten Menschen 
in die großen Städte weiter verstärkt. 

städtischen Zentren; er reicht vom Vereinswesen über die 
Kirchen bis hin zu den großen Verbänden und Parteien. 
Wenn Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier davon 
spricht, dass „etwas ins Rutschen geraten ist“,55 dann  
bringt er ein diffuses Unbehagen prägnant zum Ausdruck.

Eine Schwierigkeit besteht sicherlich darin, dass die von 
vielen wahrgenommene Schwächung des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts ein vielschichtiges Phänomen 
ist. Sie hat zahlreiche Ursachen und sie besitzt viele 
Gesichter. Um Ordnung in diese Unübersichtlichkeit 
zu bringen, kann auf das Konzept des sozialen Kapi-
tals zurückgegriffen werden. Im Mittelpunkt dieses 
Konzepts steht die Eigenaktivität der Bürger/innen in 
freiwilligen Assoziationen. Die Grundannahme lautet, 
dass gesellschaftliche und politische Teilhabechancen 
ganz entscheidend von der Einbindung der Einzelnen 
in soziale Netzwerke abhängen und dass ferner der 
Gesamtbestand des sozialen Kapitals einer Gesell-
schaft erhebliche Auswirkungen auf ihre Fähigkeit zur 
Produktion von Gemeinschaftsgütern und mithin für 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt hat. 

Eine Schwächung des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
würde dann stattfinden, a) wenn bestehende soziale 
Bindungen gelockert oder gänzlich aufgelöst würden; 
b) wenn durch neue Spaltungen zwischen Gruppen 
das Brücken bildende Sozialkapital der Gesellschaft 
geschwächt würde; c) wenn die Verbindungen zwischen 
öffentlichen Institutionen und Bürgern lockerer würden. 
Öffentliche Institutionen und zivilgesellschaftliches 
Engagement können auf jede dieser verschiedenen 
Formen von Sozialkapital Einfluss nehmen, und zwar 
sowohl positiv als auch negativ. Sie können bestehen-
des Sozialkapital stärken oder schwächen, und sie 
können das Entstehen neuen Sozialkapitals fördern 
oder behindern. 

55  Rede des Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier anlässlich des 
Forums Bellevue zur Zukunft der Demokratie: „Gesellschaft ohne Politik? 
Liberale Demokratien in der Bewährungsprobe“ am 23. Mai 2018.

Wichtiger noch als alle staatlichen Einzelmaßnahmen 
ist allerdings, dass die Politik ihre Blickrichtung ändert 
und bei ihren Entscheidungen die möglichen Folgen für 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt mitbedenkt. Poli-
tische Probleme dürfen nicht mehr allein unter Effizienz-
gesichtspunkten angegangen werden, sie sollten immer 
auch unter dem Blickwinkel des sozialen Zusammen-
halts betrachtet werden. Zugespitzt formuliert: Um den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken, reichen 
Korrekturen in einzelnen Politikbereichen nicht aus, dazu 
braucht es einen grundlegenden Perspektivwechsel.

„Gesellschaftlicher Zusammenhalt“ taugt allerdings nur 
dann als normativer Begriff, wenn er aus seinem diffusen 
Bedeutungsfeld herausgelöst und auf den Prüfstand 
einer pluralistischen, freiheitlichen Gesellschaft gestellt 
wird. Er braucht eine klare Abgrenzung gegenüber Volks-
gemeinschaftsideologien und Vorstellungen ethnischer 
und kultureller Homogenität. Es geht um republikanische 
„Gemeinsamkeit in Vielfalt“, also um Kooperation und 
Solidarität zwischen verschiedenartigen Menschen. Eine 
zentrale Herausforderung liberaler Gesellschaften liegt 
genau darin, wie gesellschaftlicher Zusammenhalt unter 
Bedingungen zunehmender Heterogenität, Diversität 
und Pluralität möglich ist.

Öffentliche Institutionen und aktive BürgergesellschaftKapitel 4
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Abb. 16: Breitbandausbau – Status quo, FTTH/
FTTB Ranking für Europa (September 2015)

Quelle: FTTH Council und IDATE (2016)
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Bei traditionellen Infrastrukturen wie dem Schienenver-
kehr, Straßen oder der Kanalisation leben wir zuneh-
mend von der Substanz. Das macht sich in Verschleiß-
erscheinungen bemerkbar. Die wachsenden Verspätungen 
im Bahnverkehr oder die Sperrung von Autobahnbrücken 
sind Zeichen einer chronischen Unterfinanzierung zen-
traler öffentlicher Bereiche.

Auch bei den Bildungsinvestitionen – vor allem im 
Bereich der frühkindlichen Bildung und im allgemei-
nen Schulwesen – besteht dringender Nachholbedarf  
(  1. Befähigung des Einzelnen – Bildung und lebens-
langes Lernen, S. 16 ff). Gleichzeitig beobachten wir 
auch bei den öffentlichen Investitionen eine wachsende 
Diskrepanz zwischen prosperierenden Räumen und 
strukturschwachen Gebieten. Diese Achse verläuft 
nicht einfach zwischen Stadt und Land, sondern auch 
zwischen wohlhabenden und verarmenden ländlichen 
Regionen, auf- und absteigenden Städten.

Der langfristige Rückgang öffentlicher Investitionen muss 
dringend umgekehrt werden, um die wirtschaftliche 
Zukunft der Bundesrepublik zu sichern, gleichwertige 
Lebenschancen für alle Bürgerinnen und Bürger zu 
gewährleisten und das Zutrauen in die Leistungsfähigkeit 
des Staates wieder zu stärken. 

Öffentliche Institutionen und aktive BürgergesellschaftKapitel 4

In der öffentlichen Wahrnehmung haben Strukturen der 
Daseinsvorsorge wie der ÖPNV oder die wohnortnahe 
öffentliche Verwaltung eine hohe Bedeutung für das 
Gefühl des Eingebunden- oder Abgehängtseins. Ein 
partieller Rückzug des Staates sorgt rasch für Ver-
unsicherung. Gemessen an der Wirtschaftsleistung, 
gingen Investitionen in die öffentliche Infrastruktur 
in Deutschland schon seit den 80er-Jahren zurück. 
Nach der Wiedervereinigung galt das v. a. für die alten 
Bundesländer im Westen der Republik. Seit dem Jahr 
1992 gibt es eine sinkende Tendenz, ab 2002 waren die 
gesamtstaatlichen Nettoinvestitionen sogar negativ: 

Der Rückgang öffentlicher Investitionen macht sich 
auch bei neuen Technologien wie dem Aufbau eines 
leistungsfähigen Datennetzes bemerkbar, bei dem die 
Bundesrepublik weit zurückhängt.
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Abb. 17: Öffentliche Investitionen in Verkehrswege  
in Deutschland (in Milliarden Euro) 
Anteil an Wirtschaftsleistung (BIP), in Prozent

Quelle: Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur/Spiegel online
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4.2 Herausforderung:  

Wachsende sozialräumliche 

Disparitäten

Die Zentralisierung staatlicher Dienstleistungen im Zuge 
der Ökonomisierung der öffentlichen Verwaltung verstärkt 
die Abwanderung aus marginalisierten Gebieten. Für 
ein Bundesland wie Baden-Württemberg mit seinen 
starken ländlichen Räumen und seiner prosperierenden 
mittelständischen Wirtschaft mag das ein geringeres 
Problem sein, für andere Bundesländer stellt sich die 
Frage des Ungleichgewichts zwischen prosperierenden 
und niedergehenden Regionen deutlich schärfer. Wie 
wir inzwischen nur allzu gut wissen, ist die wachsende 
soziogeografische Ungleichheit ein Nährboden für 
populistische Bewegungen („Aufstand der Provinz“ in 
Frankreich, Brexit-Kampagne in Großbritannien, Unter-
stützung für Donald Trump im „Rust Belt“ der USA).

Bisher praktizierte Ausgleichsinstrumente wie der 
Länderfinanzausgleich, der Solidaritätspakt und die 
EU-Strukturfonds konnten die zunehmende sozial-
räumliche Disparität trotz erheblicher Umverteilungs-
effekte allenfalls dämpfen, nicht aber aufhalten. Die 
Gründe dafür müssen genauer erforscht werden, um 
empirisch fundierte Schlussfolgerungen für künftige 
Programme ziehen zu können.

Die zunehmende Polarisierung zwischen dynamischen 
Wachstumsregionen und Gebieten mit schrumpfender 
Einwohnerschaft und Wirtschaftsleistung hat die Frage 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse neu auf 
die politische Agenda gesetzt. Es besteht die Gefahr, 
dass aus territorialen Unterschieden eine manifeste 
Ungleichheit der Lebensbedingungen wird.

Der Trend zur Entleerung ländlicher Räume bis hin zur 
Aufgabe ganzer Dörfer ist in zahlreichen europäischen 
Ländern zu beobachten. Es ist eine offene Frage, wie 
weit und mit welchen Mitteln staatliche Politik dieser 

Tendenz entgegenwirken kann. Wenn es nicht gelingt, 
die wirtschaftliche Basis schrumpfender Regionen 
zu stärken, wird es auf Dauer kaum gelingen, sie zu 
stabilisieren. Gerade die Jüngeren wandern ja deshalb 
in urbane Regionen ab, weil sie ihnen deutlich bessere 
berufliche, kulturelle und soziale Möglichkeiten bieten. 
Diese Dynamik nimmt eher noch zu. Sie wird allenfalls 
durch die steigenden Wohnungskosten in den Ballungs-
zentren gebremst.

Die Vielfalt ländlicher Räume in Deutschland erfordert 
ebenso vielfältige Entwicklungsstrategien. Wachsende 
Stadt-Umland-Gemeinden brauchen andere Verkehrs- 
und Schulkonzepte als dünn besiedelte Räume. Ansatz-
punkte für eine Revitalisierung des ländlichen Raums 
könnten in der wachsenden Bedeutung hochwertiger 
Landwirtschaft, im nachhaltigen Tourismus und in der 
flächendeckenden Ausstattung mit schnellen Internetver-
bindungen liegen. Sie eröffnen freiberuflich Tätigen und 
kleinen Unternehmen den Anschluss an globale Märkte 
und städtische Kundschaft, Bürgerinnen und Bürgern 
die Teilhabe an digitalen Dienstleistungen, Kultur- und 
Bildungsangeboten. Gute Mobilfunkverbindungen und 
schnelle Datennetze sind deshalb ein Schlüssel für die 
nachhaltige Entwicklung ländlicher Räume. 

Handlungsempfehlungen

 
4.2.1 Koproduktion zwischen Staat  
und Zivilgesellschaft  
in strukturschwachen Räumen

Der „Staatsbedürftigkeit“56 der Menschen muss Rech-
nung getragen werden, indem staatliche Institutionen 
und Dienstleistungen wieder verstärkt in die Fläche 
zurückkehren. Öffentliche Aufgaben müssen allerdings 
nicht notwendigerweise von staatlichen Behörden 

56  Vgl. Vogel, Berthold: Die Staatsbedürftigkeit der Gesellschaft.  
Hamburg 2007. 
 

Handlungsempfehlungen

 
4.1.1 Vorrang öffentlicher  
Investitionen

In der Vergangenheit ging die Haushaltskonsolidierung 
von Bund, Ländern und Kommunen v. a. zulasten öffent-
licher Institutionen und Investitionen. Dadurch ist ein 
Investitionsstau entstanden, der am tristen Zustand 
vieler Schulen und maroden Brücken sichtbar wird. 

Die Kommission empfiehlt, Investitionen in öffentliche 
Güter und Dienstleistungen künftig in der Haushaltspolitik 
von Bund, Ländern und Kommunen stärker zu gewichten. 
Öffentliche Investitionen sollten nicht nur mit Blick auf 
ihre betriebswirtschaftliche Kosten-Nutzen-Rechnung 
bewertet werden, sondern auch hinsichtlich ihrer Aus-
wirkungen auf soziale Teilhabe, Chancengerechtigkeit 
und gesellschaftlichen Zusammenhalt, d. h. ihren nicht-
monetären Wert. Ihre Finanzierung ist nicht nur eine 
Frage der haushaltspolitischen Prioritäten, sondern 
hängt auch von der Gestaltung der Einnahmeseite ab. 

Die Konsolidierung öffentlicher Haushalte in Krisenzeiten 
darf nicht einseitig über die Kürzung von Investitionen 
erfolgen. Investitionen müssen zumindest die Abschrei-
bungen kompensieren und damit dem Substanzverlust 
öffentlichen Vermögens entgegenwirken.
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4.3 Herausforderung:  

Demokratische Partizipation 

auf kommunaler Ebene

Um sich nicht als bloßes Objekt der Politik zu fühlen, 
müssen Bürgerinnen und Bürger die Relevanz ihrer 
Beteiligung erkennen. Eine zentrale Bedeutung für demo-
kratische Teilhabeerfahrungen haben die Kommunen 
als kleinste staatliche Einheit. Kommunale Ämter und 
Institutionen prägen unmittelbar die Alltagserfahrung 
von Bürger/innen, Kommunalpolitik ist prägend für 
Alltagserfahrungen im Wohnquartier und im öffentlichen 
Raum. Auch die Möglichkeit zur Mitbestimmung im 
Betrieb stärkt die Fähigkeit, das eigene Lebensumfeld 
mitzugestalten. 

Zusammenhalt entsteht durch Mitbestimmung. Diese 
muss institutionalisiert und abgesichert werden. Kom-
munen sind der Schlüssel zur Stärkung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts. Die Direktwahl von 
Ober bürgermeister/innen, die Stärkung von Ge mein-
deräten gegenüber der Verwaltung und der Ausbau 
lokaler Bürgerbeteiligung fördern die demokratische 
Mitbestimmung vor Ort. Um kommunale Demokra-
tie aufzuwerten, sollten zugleich die Entscheidungs-
kompetenzen und die finanzielle Eigenständigkeit 
von Städten und Gemeinden erweitert werden. Das 
erhöht die Motivation, sich in der Kommunalpolitik 
zu engagieren, und kann dem Trend zur  sinkenden 
Wahlbeteiligung entgegenwirken. Die Beteiligung  
an Wahlen hängt davon ab, dass es in den Augen der 
Bürger/innen tatsächlich etwas zu entscheiden gibt. 
Wenn die Kommunen nur als Anhängsel von Bund und 
Ländern wahrgenommen werden, sinkt die Motivation, 
sich für die Politik vor Ort zu engagieren.

Handlungsempfehlungen

 
4.3.1 Demokratische Partizipation  
auf kommunaler Ebene

Die Kommunen sind die elementare Einheit demokrati-
scher Selbstverwaltung. Sie spielen eine zentrale Rolle 
auf den Handlungsfeldern, auf denen der Erosion des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts entgegengewirkt 
werden kann. Um demokratische Partizipation zu stär-
ken, muss die kommunale Selbstverwaltung ausgebaut 
werden. Dazu benötigen die Kommunen zum einen 
mehr Entscheidungsfreiräume, zum anderen die nötige 
finanzielle Unterstützung. Aufgabenwahrnehmung und 
finanzielle Ressourcen müssen Hand in Hand gehen. 
Aktuell bestehen aufgrund starrer Zuständigkeiten von 
Bund und Ländern zu geringe Möglichkeiten, Problem-
lösungen vor Ort auszuhandeln.

Kommunale Interessen müssen besser in die Landes- 
und Bundespolitik eingebracht werden. Denkbar wäre 
beispielsweise die Einrichtung einer „Kammer der 
Kommunen“, um diesen auf Landesebene eine eigene 
Vertretungskörperschaft zu geben und damit ihre Stimme 
im politischen Entscheidungsprozess zu stärken.

Zugleich müssen bürokratische Hürden für Kommunen 
abgebaut werden. Detaillierte Vorgaben des Bundes 
und der Länder und eine hohe Regeldichte lassen den 
Kommunen aktuell zu wenig Handlungsspielraum. Vor-
geschlagen wird daher, in den Ausführungsbestimmungen 
und Verwaltungsrichtlinien von Bund und Ländern den 
Kommunen mehr Freiheit in der Umsetzung zu geben, 
indem der Gesetzgeber begründete Abweichungen bzw. 
einen Korridor für variable Entscheidungen zulässt. Was 
vor Ort umgesetzt wird, sollte auch vor Ort entsprechend 
den konkreten Erfordernissen ausgestaltet werden 
können. Die faktisch bestehende informelle Auslegung 
sollte formalisiert werden, um die Kluft zwischen Rechts-
normen und Verwaltungswirklichkeit zu vermindern. 

wahrgenommen werden, vielmehr können sie in vielen 
Fällen auch delegiert werden. So können privat oder  
gemeinnützig betriebener mobiler Einzelhandel für 
Lebensmittel und andere Güter des täglichen Bedarfs, 
Rufbus-Systeme, ambulante ärztliche Betreuung und 
genossenschaftlich organisierte Pflegedienste Aufga-
ben der öffentlichen Daseinsvorsorge übernehmen. 
Sie brauchen dafür allerdings auch eine öffentliche 
Grundfinanzierung.

Selbstverständlich können zivilgesellschaftliche Ini-
tiativen nicht jede benötigte öffentliche Dienstleis-
tung übernehmen, etwa bei der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit. Der Kommission geht es 
um eine bessere Verzahnung staatlicher Leistungen 
mit zivilgesellschaftlichen Initiativen. Es ist Aufgabe 
öffentlicher Infrastruktur- und Förderpolitik, Mög-
lichkeitsräume zu schaffen, die von den Bürgerinnen 
und Bürgern vor Ort mit eigenen Ideen und Aktivitäten 
gefüllt werden können.

 
4.2.2 Schulen zu  
Gemeindezentren machen

Schulschließungen im ländlichen Raum57 kann mit dem 
Ausbau von Schulen zu Gemeindezentren mit einem 
vielfältigen kulturellen Angebot entgegengewirkt wer-
den (  1.1.8 Schulen zu Zentren des Gemeindelebens 
ausbauen, S. 25). Schulen sollten zu Orten werden, an 
denen über den Unterricht hinaus soziales und kulturelles 
Leben stattfindet, von der Einrichtung einer öffentli-
chen Bibliothek / Mediathek bis zu Theater- und Film - 

57  Vgl. Guhlich, Anne: Auf dem Land sterben Schulen. Stuttgarter 
Nachrichten, 02.06.2014. In: https://www.stuttgarter-nachrichten.de/
inhalt.probleme-im-laendlichen-raum-auf-dem-land-sterben-schulen.
d8fb3926-cc10-4863-a0a3-e55f4ca3400c.html

aufführungen und Sportangeboten. Das stärkt den 
sozialen Zusammenhalt und das kulturelle Leben vor Ort. 

Der springende Punkt ist, dass Schulen von der Bür-
gergesellschaft als ihre Einrichtung wahrgenommen 
werden, die Teil des öffentlichen Lebens vor Ort sind. 
Der Ausbau von Schulen zu Gemeindezentren muss mit 
einer ausreichenden finanziellen Ausstattung einher-
gehen, um die Mehrfachnutzung der Schulgebäude zu 
ermöglichen. Bisher scheiterten Mehrfachnutzungen von 
Schulen häufig an bürokratischen Problemen. Zu enge 
Nutzungsvorschriften sollten deshalb gelockert werden.

 
4.2.3 Ausbau klimaneutraler  
Mobilität

Um nachhaltige Mobilität auch im ländlichen Raum zu 
gewährleisten, sind mehr Investitionen im öffentlichen 
Verkehrssektor erforderlich. Das ist auch notwendig, 
um die gesteckten klimapolitischen Ziele zu erreichen. 
Vordringlich sind die Förderung von Carsharingsystemen 
in ländlichen Gebieten, ein leistungsfähiger regionaler 
ÖPNV zur Verbindung der Kernstädte mit dem Umland 
und der flächendeckende Ausbau der Ladeinfrastruktur 
für E-Mobilität. Auch Ausbau und Modernisierung des 
Schienennetzes (insbesondere für den Gütertransport) 
sind dringend notwendig, um Verkehr von den Straßen 
abzuziehen und damit Dörfer oder Stadtquartiere wieder 
attraktiver zu machen, die unter dem anwachsenden 
Durchgangsverkehr leiden.
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Abb. 18: Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen 
(Baden-Württemberg), in Prozent

1994 1999 2004 2009

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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4.4 Herausforderung:  

Stärkung des bürgerschaftlichen 

Engagements 63

Bürgerschaftliches Engagement kann die demokratische 
Öffentlichkeit und den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
stärken. Es erhöht das „soziale Kapital“ einer Gesell-
schaft. Wenn bürgerschaftliches Engagement jedoch 
zum Lückenbüßer für den Rückzug des Staates aus 
seinen Aufgaben wird, untergräbt das auf Dauer die 
Bereitschaft, sich für das Gemeinwohl zu engagieren. 
Es ist keineswegs so, dass ein „aktiver Staat“ (mit gut 
ausgebauten öffentlichen Dienstleistungen) eine „passive 
Gesellschaft“ hervorbringen würde – oft ist es eher so, 
dass bürgerschaftliche Initiative in Kooperation mit 
öffentlichen Institutionen und Programmen entsteht.

Alles in allem hat das traditionell hohe bürgerschaftliche 
Engagement (dies gilt vor allem für die „alten Länder“ 
der Bundesrepublik) über die letzten Jahrzehnte noch 
zugenommen. So haben sich etwa im Zuge der soge-
nannten Flüchtlingskrise laut einer Untersuchung des 
sozial wissenschaftlichen Instituts der Evangelischen 
Kirche in Deutschland circa fünf Millionen Bürgerinnen 
und Bürger in der Helferbewegung engagiert.64 Eine im 
Auftrag des Bundesfamilienministeriums durchgeführte 
Allensbach-Umfrage hat ergeben, dass 21 Prozent der in 
der Helferbewegung aktiven Menschen sich zum ersten 
Mal zivilgesellschaftlich engagierten.65 

63  Vgl. Zweiter Bericht über die Entwicklung des bürgerschaftlichen 
Engagements in der Bundesrepublik Deutschland. In: https://www.bmfsfj.de/
blob/115658/1080633f687d3f9c462a0432401c09d7/ 
zweiter-engagementbericht---bundestagsdrucksache-data.pdf

64  Vgl. Schiffauer, Werner / Eilert, Anne / Rudloff, Marlene (Hg.):  
So schaffen wir das – eine Zivilgesellschaft im Aufbruch. 90 weg-
weisende Projekte mit Geflüchteten. Bielefeld 2017.

65  Bundesministerium für Familie, Senioren und Jugend: Engagement 
in der Flüchtlingshilfe. Ergebnisbericht einer Untersuchung des 
Instituts für Demoskopie Allensbach, 2018. In: https://www.bmfsfj.de/
blob/122010/d35ec9bf4a940ea49283485db4625aaf/engagement-in-der-
fluechlingshilfe-data.pdf

Es ist jedoch ein Wandel im Tätigkeitsspektrum und in 
den Organisationsformen zu beobachten. Die gewach-
sene zivilgesellschaftliche Aktivität findet vor allem 
in projektförmigen, zeitlich befristeten Zusammen-
schlüssen statt. Langfristige Verpflichtungen in festen 
Vereinsstrukturen oder Parteien gehen zurück. Zwar 
kann die Bindungsfähigkeit auch bei projektförmigem 
Engagement hoch sein, unklar ist aber, wie nachhaltig 
diese Entwicklung ist. 

Neben der abnehmenden Bereitschaft zur Übernahme 
ehrenamtlicher Funktionen sind auch zunehmende büro-
kratische Hürden (etwa Führungszeugnisse, Haftungs-
risiken, bauliche Auflagen) und damit verbundener 
zusätzlicher Zeitaufwand ursächlich für das Abnehmen 
dauerhaften Engagements. In der Folge und auch auf-
grund des demografischen Wandels können Vereins-
strukturen nicht mehr kontinuierlich aufrechterhalten 
werden und leiden unter einem hohen Altersdurchschnitt 
und Nachwuchsproblemen.

Auch finanziell muss die kommunale Selbstverwaltung 
gestärkt werden, um die lokale Demokratie nicht zu 
einer bloßen Formalität werden zu lassen. Zwar sind 
zweckgebundene Zuwendungen weiterhin nötig; eine 
freiere Verfügung über ungebundene finanzielle Mittel 
entsprechend den Prioritäten der Bürgerschaft gibt den 
Kommunen aber mehr Eigenverantwortung und Flexibilität.

 
4.3.2 Raumorientierte öffentliche Verwaltung 
und stärkere Bürgerbeteiligung 58 

Die Kommission empfiehlt einen Paradigmenwechsel in 
der Arbeitsweise der öffentlichen Verwaltung: Anstatt 
in getrennten Ressorts Probleme zu bearbeiten, sollten 
sozialraumorientierte, interdisziplinäre Teams eingesetzt 
werden, die aufeinander abgestimmte Problemlösungen 
erarbeiten. Dazu bedarf es verstärkter ressortübergrei-
fender Kooperation. Statt an Ressortgrenzen müssen 
Problemlösungen stärker an Stadtteilen / Quartieren 
ausgerichtet werden, die das nächste Umfeld der Bewoh-
ner bilden. 

Das Konzept der Sozialraumorientierung steht für einen 
erweiterten kommunalpolitischen Ansatz, der nicht 
nur die Sozialverwaltung, sondern alle kommunalen 
Handlungsfelder umfasst: Bildung, Jugendarbeit, Sport, 
Kultur, Energie- und Abfallwirtschaft, den öffentlichen 
Verkehr, Sicherheit etc. 

Je nach Problemlagen werden aus diesen bisher weit-
gehend getrennt operierenden Ämtern interdisziplinäre 
Teams gebildet, die Entwicklungen frühzeitig analysieren, 
um maßgeschneiderte Maßnahmen zu beschließen und 
umzusetzen. Der räumliche Zuschnitt orientiert sich 
am „Quartier“, also an dem Raum, der aus Sicht der 
Menschen ihr nahes Umfeld, ihren Lebensraum, ihre 
sozialen Beziehungen beschreibt. Dabei geht es um 
eine produktive Zusammenarbeit zwischen städtischer  

58  Dieser Abschnitt bezieht sich vorrangig auf die städtische Verwaltung. 
Daraus bezieht die Kommission auch ihre praktischen Beispiele. Ihre 
Übertragbarkeit auf ländliche Gemeinden müsste gesondert untersucht 
werden.

Verwaltung und bürgerschaftlichen Organisationen, 
Initiativen und Institutionen.

Unter der programmatischen Leitlinie „Stadtgesellschaft“ 
sollten neue Formen von Teilhabe ermöglicht werden. Es 
geht um die Beteiligung der Bürger/innen an der Lösung 
von Problemen in ihrem Umfeld, statt die Verantwortung 
allein an die Verwaltung und die gewählten Vertreter/innen  
zu delegieren. Als Beispiele seien hier das Ulmer Dia-
logmodell59 und seine über viele Jahre gewachsenen 
Bürgerbeteiligungs- und Dialogverfahren, das Programm 
„Soziale Stadt“60 und das Programm „internationale 
Stadt“61 genannt. Sie fördern den Dialog zwischen unter-
schiedlichen Gruppen, können Konflikte innerhalb der 
Stadtgesellschaft bearbeiten oder neue Gruppen in 
Konsultations- und Entscheidungsprozesse einbinden. 

Dazu müssen die vorhandenen Quartiersstrukturen 
gestärkt (Begegnungsorte, Förderprogramme für Vereine) 
und neue Kommunikationsformate etabliert werden 
(„Bürgerdialog“, Benennen von Ansprechpartner/innen 
der Verwaltung vor Ort). Wichtig ist auch die Pflege von 
Festen, historischen Traditionen und stadtbedeutsa-
men Orten, in denen sich die Zugehörigkeit zu einem 
kommunalen Gemeinwesen manifestiert.

Um der abnehmenden Bindungskraft der Stadtgesell-
schaft zu begegnen, sollten die Kommunen symbolische 
Orte und Ereignisse herausstellen, die eine gemeinsame 
Geschichte erzählen und die Zugehörigkeit zu einer 
gemeinsamen Stadtbürgerschaft stärken. Dies können 
Denkmäler, Feste und Traditionen, Köpfe (z. B. „Wer ist 
in unserer Stadt geboren?“) oder historisch bedeutsame 
Erinnerungstage sein.62

59  Vgl. Das Ulmer Dialogmodell. In: http://www.dialogmodell.telebus.de/
60  Vgl. Städtebauförderung des Bundes und der Länder:  

Programm Soziale Stadt. In: https://www.staedtebaufoerderung.info/
StBauF/DE/Programm/SozialeStadt/Programm/programm_node.
html;jsessionid=0579BB2BC2753CB53EB067E55CC1F6B5.live21303

61  Vgl. Ulm – Internationale Stadt. In:  
http://www.ulm-internationalestadt.de/ulm-internationale-stadt.html

62  Vgl. Geschichte der Stadt Ulm. In: https://www.ulm.de/tourismus/
stadtgeschichte
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derung. Dazu gehört auch die Bereitstellung öffentlicher 
Räume (Immobilien) sowie fachlicher oder rechtlicher 
Beratung durch staatliche Stellen, um ehrenamtliche 
Initiative zu unterstützen.

 
4.4.3 Engagement lernen /  
„Service-Learning“

Gesellschaftliches Engagement will gelernt sein. Schulen 
sollten die dafür notwendigen Fähigkeiten vermitteln. 
Es geht es im Kern darum, dass Jugendliche in schuli-
schen Projekten gemeinsam mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen soziales Engagement erlernen. Es gibt 
bereits großartige Beispiele für eine Zusammenarbeit 
von Schulen und gemeinnützigen Organisationen, die 
das Lernfeld von Schülerinnen und Schülern erweitert. 
Dafür müssen entsprechende Freiräume in den Lehr-
plänen eröffnet werden. 

 
4.4.4 Bessere Verzahnung von 
Erwerbsarbeit und bürgerschaftlichem 
Engagement 

Die Kommission empfiehlt die Verbesserung der Ange-
bote und Anreizstrukturen für freiwilliges Engagement. 
Die zeitweilige Übernahme gemeinnütziger Aufgaben 
durch Menschen mit hoher beruflicher Qualifikation 
und Erfahrung kann zu Wohlfahrtsgewinnen führen; 
gleichzeitig kommt die im sozialen oder kulturellen 
Bereich gesammelte Erfahrung der beruflichen Tätigkeit 
zugute. Eine mögliche Einstiegsvariante wäre das Recht 
auf bezahlten „Engagement-Urlaub“ analog den u. a. 
im Bildungszeitgesetz festgeschriebenen Regelungen. 
Die Ausweitung der Sphäre nichtkommerzieller Tätig-
keit (Non-Profit-Sektor) könnte auch die europäische 
Integration stärken, wenn Freiwilligendienste vermehrt 
in ganz Europa absolviert werden können (in Kombina-
tion mit einem Interrail-Ticket und einem Sprachkurs). 
Ansätze dafür gibt es bereits. Sie sollten ausgebaut und 
an Schulen und Universitäten besser bekannt gemacht 
werden.

 
4.4.5 Geförderte Bürgerarbeit zur Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts

Ehrenamtliches Engagement trägt wesentlich zur Stär-
kung des gesellschaftlichen Zusammenhalts bei und 
vergrößert das Sozialkapital der Gesellschaft. Mit dem 
Bundesfreiwilligendienst wird aktuell Menschen ermög-
licht, sich für einen begrenzten Zeitraum intensiv in 
gemeinwohlorientierten Einrichtungen zu engagieren. Die 
Freiwilligen erhalten zur Sicherung ihres Lebensunterhalts 
ein Taschengeld von max. 390 Euro sowie Unterstützung 
für Unterkunft (max. 223 Euro) und Verpflegung (max. 
236 Euro) und sind sozialversichert. 

Der Bundesfreiwilligendienst ist offen für alle Alters-
gruppen, aufgrund der geringen Höhe der Leistungen 
ist es aber für Menschen in Erwerbsarbeit kaum mög-
lich, eine Auszeit für ehrenamtliches Engagement 
einzuplanen. So zeigt sich, dass diese Möglichkeit 
aktuell vor allem junge Menschen unter 27 Jahren66 
wahrnehmen, die häufig noch Unterstützung durch 
ihre Eltern erhalten und noch keine familiären finan-
ziellen Verpflichtungen haben. Neben dem finan ziellen 
Aspekt fehlen zudem einheitliche Regelungen für die 
abgesicherte Freistellung Erwerbstätiger für ehren-
amtliches Engagement.

Die Kommission schlägt daher die Erweiterung des Bundes - 
freiwilligendienstes zu einem allgemeinen Konzept der 
„Bürgerarbeit“ vor. Die Idee der Bürgerarbeit stammt 
aus den 1980er-Jahren und wurde ursprünglich unter 
der Annahme entwickelt, dass der Arbeitsgesellschaft 
die Arbeit ausgeht (André Gorz, Ulrich Beck u. a.). Das 
Konzept sah ursprünglich vor, die Erwerbsarbeitszeit 
drastisch zu verringern, um Arbeitslosigkeit zu verhin-
dern. Komplementär sollte gesellschaftlich sinnvolle 
Arbeit als nicht kommerzielle Bürgerarbeit geleistet 
werden. 

66  Vgl. Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben:  
BFD im Dienst November 2018. In: https://www.bundesfreiwilligendienst.
de/fileadmin/de.bundesfreiwilligendienst/content.de/Service_Menue_
Kopf/Presse/Statistiken/181130-BL_Alter_u_Geschlecht_11_18.pdf

Die soziale Zusammensetzung ehrenamtlichen Engage-
ments ist diverser geworden und unterscheidet sich 
zunehmend nach Regionen (Stadt / Land), nach Alter, 
sozialer Stellung usw. Es besteht hier die Gefahr der 
Segregation und der Bildung von „Milieuklubs“.

Das Plädoyer für eine Politik zur nachhaltigen Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts ist kein Plädo-
yer für die Rückkehr zu einem omnipräsenten, alles 
regelnden Staat. Im Gegenteil: Auf sich allein gestellt 
wäre der Staat mit dieser Aufgabe überfordert. Sie lässt 
sich nur im Zusammenwirken mit der Zivilgesellschaft 
und durch eine Aktivierung des bürgerschaftlichen 
Engagements erreichen. 

Dabei ist allerdings zu bedenken, dass zivilgesellschaftli-
ches Engagement nicht per se zu mehr gesellschaftlichem 
Zusammenhalt führt. Die populistische Mobilisierung 
nach dem Muster „Wir gegen die“ oder „Wir da unten, die 
da oben“ verschärft die gesellschaftliche Polarisierung. 
Bei der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 
sollten der Brückenschlag zwischen verschiedenen 
sozialen Gruppen und die Förderung der Dialogbereit-
schaft eine zentrale Rolle spielen.

Handlungsempfehlungen

 
4.4.1 Förderung des gesellschaftlichen 
Engagements junger Menschen

Eine besondere Bedeutung hat die Förderung des gesell-
schaftlichen Engagements junger Menschen. Hierzu 
gibt es zahlreiche Möglichkeiten und Ansatzpunkte. 
Sie reichen vom „Service-Learning“, bei dem es um 
das Erlernen von bürgerschaftlichem Engagement in 
schulischen Projekten geht, über „Kohäsionsprojekte“, 
in denen Jugendliche aller sozialen Schichten schul-
übergreifend in sozialen Projekten zusammenarbeiten, 
den Ausbau der verschiedenen Freiwilligendienste bis 
hin zu Möglichkeiten für einen bezahlten „Engage-
ment-Urlaub“ und einem zeitlich befristeten „Recht auf 

Bürgerarbeit“. Diese Konzepte werden im Folgenden 
genauer erläutert.

In diesem Zusammenhang könnte auch ein „republi-
kanisches Jahr“ (ein besserer Begriff als das „soziale 
Pflichtjahr“), wie es derzeit in Deutschland und auch in 
Frankreich diskutiert wird, eine wichtige Rolle spielen. 
Damit würde ein Raum der Begegnung von jungen Leuten 
ganz unterschiedlicher sozialer und kultureller Prägung 
geschaffen, die sich gemeinsam gesellschaftlichen Auf-
gaben widmen und ihre sozialen Erfahrungen erweitern. 
Der Kontakt mit anderen Lebenswirklichkeiten ist für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und ein Bewusstsein 
demokratischer Gleichheit elementar. 

Dieser Vorschlag wurde in der Kommission unterschied-
lich bewertet, insbesondere weil eine gesetzliche Ver-
pflichtung zu gemeinnützigem Engagement einen tief 
gehenden Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht der 
Einzelnen darstellt. Bei einem allgemein verbindlichen 
„republikanischen Jahr“ müssten auch die Kosten in 
Erwägung gezogen werden. Die Kommission schlägt vor, 
eher auf positive Anreize für bürgerschaftliches Engage-
ment zu setzen. So könnte gemeinnütziges Engagement 
etwa als Bonus bei der Zulassung zu Numerus-clau-
sus-Fächern gewertet werden.

 
4.4.2 Förderung einer professionellen 
Infrastruktur für ehrenamtliches 
Engagement

Damit sich die Bereitschaft zum Engagement entfalten 
kann, müssen professionelle Strukturen als Andockstati-
onen ehrenamtlicher Tätigkeit gefördert werden. Profes-
sionell bedeutet hier nicht nur bezahlt, sondern auf der 
Höhe der erforderlichen fachlichen und pädagogischen 
Qualifikation zu sein. Die Kommission empfiehlt daher, 
bürgerschaftliche Organisationsformen wie Vereine bes-
ser zu fördern, um Kontinuität z. B. über die Einstellung 
einer hauptamtlichen Geschäftsführung herzustellen. 
Ehrenamt braucht eine professionelle Infrastruktur, und 
eine professionelle Infrastruktur braucht staatliche För-
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Als weiteres Beispiel können hier die „Reallabore“ des 
Wissenschaftsministeriums Baden-Württemberg genannt 
werden, in denen Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft gemeinsam neue Lösungen erarbeiten. 
„In Reallaboren begeben sich Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler in reale Veränderungsprozesse. […] In 
Reallaboren werden Praktiker/innen aus Kommunen, 
Sozial- und Umweltverbänden oder Unternehmen von 
Anfang an in den Forschungsprozess einbezogen. For-
schungsfragen eines Umweltverbandes, einer Energie-
genossenschaft oder eines Fahrradclubs können dabei 
ebenso einfließen wie die eines Technologiekonzerns. 
In diesem ergebnisoffenen Prozess entsteht Wissen, 
das in der Praxis etwas bewirkt.“68

68  Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-
Württemberg: Baden-Württemberg fördert Reallabore. In:  
https://mwk.baden-wuerttemberg.de/de/forschung/forschungspolitik/
wissenschaft-fuer-nachhaltigkeit/reallabore/

Schlussbemerkung

Ausgangspunkt dieses Berichts war die Frage, wieviel 
Sicherheit unsere Gesellschaft braucht, um sich auf das 
Risiko fundamentaler Veränderungen einzulassen. Die 
Kommission ist sich einig, dass das größte Risiko darin 
besteht, sich gegen den weltweiten Wandel abschotten zu 
wollen. Das wäre ebenso illusionär wie gefährlich. Eben 
deshalb ist die Frage nach „Sicherheit im Wandel“ so 
zentral für die Offenheit gegenüber Veränderungen wie 
für die Zuversicht, mit der wir der Zukunft entgegengehen. 

Wir sind überzeugt, dass die liberale Demokratie alle 
Voraussetzungen mitbringt, um die großen Herausfor-
derungen unserer Zeit zu bewältigen. Dazu bedarf es 
der Befähigung der Einzelnen, einer aktiven Bürger-
gesellschaft und starker öffentlicher Institutionen, 
einer Weiterentwicklung sozialer Teilhabe wie einer 
entschiedenen Verteidigung der offenen Gesellschaft 
gegen ihre Gegner. Wenn dieser Bericht dazu beiträgt, 
unsere Demokratie zukunftsfähiger zu machen, hat er 
seinen Zweck erfüllt.

Die Kommission greift dieses Konzept nicht in erster 
Linie als Ersatzbeschäftigung anstelle von Erwerbsarbeit 
auf, sondern als Möglichkeit, eine finanziell abgesicherte 
berufliche Auszeit sinnstiftend zu nutzen. Es würde ein 
existenzsicherndes Grundeinkommen gewährt, das 
jedoch zeitlich befristet und an gesellschaftlich sinnvolle, 
als gemeinnützig anerkannte Tätigkeiten zur Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts gekoppelt ist. 
Damit würde das Reziprozitätsprinzip (Leistung und 
Gegenleistung) gewahrt. 

Allen Bürgerinnen und Bürgern sollte eine Möglich-
keit zu einer vorübergehenden Auszeit (Sabbatical) 
gegeben werden, um die Routinen des Arbeitsalltags 
aufbrechen, neue Erfahrungen zu sammeln und sich in 
neuen Heraus forderungen zu erproben. Durch gesell-
schaftliches Engagement werden neue Qualifikationen 
wie z. B. soziale Kompetenzen erworben, die auch im 
Berufsleben gewinnbringend sind. Daneben eignet sich 
das Konzept der Bürgerarbeit auch für erste Schritte 
einer möglichen beruflichen Umorientierung. 

Der Vorschlag beinhaltet einen gesetzlich abgesicherten 
Anspruch auf Freistellung für eine begrenzte Zeit mit 
einem Recht auf die Rückkehr zur alten Arbeitsstelle. 
Auch eine Freistellung in Teilzeit für gemeinnützige Tätig-
keiten sollte möglich sein; sie ließe sich an Regelungen 
für die Elternzeit anlehnen. Die Taschengeldregelung des 
Bundesfreiwilligendienstes sollte durch eine finanzielle 
Grundsicherung ersetzt werden, die über dem heutigen 
ALG-II-Satz liegt. 

Sollte das Volumen der Erwerbsarbeit zukünftig infolge 
der Digitalisierung drastisch schrumpfen, ließe sich 
diese Entwicklung mit dem Modell der Bürgerarbeit 
abfedern, indem die Maximaldauer der Freistellungs-
phase erhöht wird. Eine sinnstiftende Tätigkeit wäre 
so weiterhin jenseits der Erwerbsarbeit möglich. Bei 
abnehmenden arbeitsbezogenen Steuereinnahmen 
müssten solche Maßnahmen mit neuen Formen der 
Besteuerung wie etwa einer Automatisierungssteuer 
oder Wertschöpfungssteuer gegenfinanziert werden.

 
4.4.6 Stärkung deliberativer Räume /  
neue Formate politischer Beteiligung

Um demokratische Beteiligung zu fördern, müssen neue 
Dialog- und Partizipationsformate eingeführt werden. 
Die Kommission spricht sich dafür aus, vermehrt mit 
konsultativen Beteiligungsverfahren zu experimentieren. 
Dazu zählen durch Losverfahren bestimmte Kommis-
sionen zur Entwicklung von Lösungsvorschlägen für 
kommunale (oder auch gesamtgesellschaftliche) Probleme 
– siehe das in Baden-Württemberg bereits praktizierte 
Konzept der „Zufallsbürger“.67 Das Entscheidungsrecht 
der gewählten, demokratisch legitimierten Institutionen 
wird damit nicht ausgehebelt, sondern um ein Element 
des institutionalisierten Bürgerdialogs ergänzt. 

In diesen Zusammenhang gehört auch die Erweiterung 
der Räume, in denen Menschen sich zu den öffentlichen 
Angelegenheiten austauschen, gemeinsame Initiativen 
entwickeln und in den Dialog mit Parlamenten und 
Regierungen treten können (Stichwort: „deliberative“ 
oder „responsive“ Demokratie). Die Berufung einer 
Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung 
durch die Landesregierung Baden-Württemberg war 
ein wichtiges Signal in diese Richtung. 

Es müssen vermehrt Räume angeboten werden, in denen 
eigene Themen und Interessen eingebracht werden kön-
nen, statt lediglich auf Vorgaben „von oben“ zu reagieren. 
Kommunen können z. B. einmal im Jahr einen „Open 
Space“ organisieren, in dem Bürger/innen ihre Ideen 
und Vorschläge zur Zukunft ihrer Gemeinde einbringen 
können. Zu Anhörungen zu bestimmten Problemen oder 
Gesetzesvorhaben sollten nicht nur die etablierten 
Verbände eingeladen werden, sondern auch engagierte 
Bürger/innen. Das Instrument der Petitionen sollte aus-
gebaut werden, um den Dialog zwischen Parlamenten 
und Bevölkerung zu stärken. 

67  Beteiligungsportal Baden-Württemberg: Bürgerbeteiligung durch 
Zufallsauswahl. In: https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/
informieren/methoden/zufallsauswahl/ 


